
Entscheidungen Verfahrensrecht

Vorführbefehls als milderes Mittel näher in Betracht ziehen
müssen, anstatt sie von vornherein als »unpraktikabel« zu
verwerfen.

Hinzu kommt, dass die Frage einer Haftverschonung nach
Ergreifung des Angekl. ohne nähere Begründung abgelehnt
worden ist. Der Kammer ist aus eigener Erfahrung bekannt,
dass ein Inhaftierter durch diese Maßnahme, mit der er die
Konsequenzen eines unentschuldigten Fernbleibens deutlich
zu spüren bekommt, häufig bereits derart beeindruckt ist,
dass im Falle einer Verschonung die begründete Erwartung
besteht, er werde zu einem erneuten Termin auch erschei-
nen. Auch hier ist die Kammer der Auffassung, dass die so-
fortige Vollstreckung des Haftbefehls für einen erst zwei
Wochen später stattfindenden neuen Hauptverhandlungs-
termin gegen das Gebot der Verhältnismäßigkeit verstößt,
wenn die Frage einer möglichen Verschonung ohne nähere
Begründung und ohne persönliche Anhörung des Angekl.
abgelehnt wird.

Mitgeteilt von RA Volker Ramge, Kappeln.

Strafrecht

Unterstützung einer terroristischen

Vereinigung

StGB §§ 129, 129a Abs. 5 S. 1

Ein Außenstehender unterstützt eine Vereinigung auch

mit Tätigkeiten, die sich der Sache nach als Förderung

des Werbens für die Vereinigung durch ein Organisa-

tionsmitglied darstellen. (amtl. Leitsatz)

BGH, Beschl. v. 11.07.2013 – AK 13 und 14/13*

Aus den Gründen: [1] Die Angeschuldigten wurden aufgrund
der Haftbefehle des Ermittlungsrichters des BGH v. 21.11.2012 (4
BGs 3 und 5/12) am 05.12.2012 festgenommen und befinden sich
seitdem in U-Haft. Der GBA hat am 28.05.2013 Anklage zum
OLG Düsseldorf erhoben. [...]

[2] Gegenstand der Haftbefehle ist der Vorwurf, die Angeschuldig-
ten hätten gemeinsam mit dem weiteren Besch. U. eine Zelle der
in den Provinzen Nord-Kivu und Süd-Kivu der Demokratischen
Republik Kongo (im Folgenden: DRC) operierenden paramilitäri-
schen Milizen-Organisation »Forces Démocratiques du Libération
de Rwanda« (im Folgenden: FDLR) gebildet und Teile der Tätig-
keiten übernommen, welche zuvor von den anderweitig verfolgten
Dr. Mu., M. und Mb. ausgeübt worden waren, strafbar als mit-
gliedschaftliche Beteiligung an einer terroristischen Vereinigung im
Ausland nach § 129a Abs. 1, § 129b Abs. 1 StGB. [...]

[3] Die Voraussetzungen für die Fortdauer der U-Haft über sechs
M. hinaus liegen für beide Angeschuldigte vor. [...]

[4] 1. Nach dem bisherigen Ergebnis der Ermittlungen ist im
Sinne eines dringenden Tatverdachts von folgendem Geschehen
auszugehen:

[5] a) Die FDLR ist eine bewaffnete Rebellengruppe, die überwie-
gend aus ruandischen Staatsangehörigen der Bevölkerungsgruppe
der Hutu besteht. Sie operiert vorwiegend im Osten der DRC in
den Provinzen Nord- und Süd-Kivu. Dort übt sie eine auf Waffen-
gewalt gestützte Schreckensherrschaft über die einheimische Zivil-
bevölkerung aus. Zur Festigung ihres Regimes setzt sie etwa Mord,
Körperverletzung, Vergewaltigung, sexuelle Versklavung, gewalt-
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same Landnahme, Raub, Plünderung und Brandschatzung ein. In
der Vergangenheit kam es zu einer Vielzahl von gewaltsamen
Übergriffen bis hin zu Massakern, bei denen ganze Dörfer vernich-
tet und zahlreiche Menschen getötet wurden. Die FDLR rekrutiert
Kindersoldaten, erhebt eigenmächtig Wegezölle und beutet die
kongolesischen Bodenschätze aus. Sie ist darauf bedacht, sich nach
außen als im Kern politische Organisation darzustellen und sieht
letztlich ausschließlich Angehörige der Volksgruppe der Hutu als
berechtigt an, die Macht in Ruanda auszuüben. Seit einigen Jahren
konzentrieren sich die Aktivitäten der FDLR vornehmlich darauf,
durch die weiterhin brutale Unterjochung der einheimischen Zivil-
bevölkerung die Situation in den Kivu-Provinzen aus ihrer Sicht
stabil zu halten und die Bemühungen zu vereiteln, die ruandischen
Milizionäre in ihre Heimat zurückzuführen. Ihr erklärtes Endziel
ist es, eines Tages die amtierende Regierung Ruandas zu entmach-
ten, in der Angehörige der Bevölkerungsgruppe der Tutsi den be-
stimmenden Einfluss ausüben. In den öffentlichen Erklärungen der
FDLR werden diese Absichten indes verschleiert. Dort tritt die
FDLR als Organisation auf, deren Ziel vor allem die ethnische
Versöhnung sei. Völkerrechtsverbrechen und Menschenrechtsver-
letzungen werden entschieden geleugnet.

[6] b) Die FDLR umfasst derzeit noch etwa 3.000 bis 3.500 Mili-
zionäre. Sie ist hierarchisch organisiert und nach sachlichen Zu-
ständigkeitsbereichen gegliedert; ihre Funktionäre gehen arbeitstei-
lig vor. An der Spitze steht der Präsident, der zugleich auch
oberster militärischer Befehlshaber ist. Dieses Amt wurde von Dr.
Mu. bis zu dessen Festnahme am 17.11.2009 ausgeübt. Sein Nach-
folger ist der in der DRC aufenthältliche I. . Der Präsident wird
von zwei Vizepräsidenten vertreten, von denen der eine für den
administrativen Bereich und die Außendarstellung, der andere für
die militärischen Belange zuständig ist. Erster Vizepräsident war
M., der ebenfalls am 17.11.2009 festgenommen wurde. Ihm folgte
Mud. alias Mp., der gleichzeitig als militärischer Kommandeur die
Milizen vor Ort in der DRC befehligt. Weiteres Mitglied der Füh-
rung ist der Exekutivsekretär, der die operativen Tagesgeschäfte
maßgeblich mitbestimmt. Darüber hinaus existieren mehrere Ko-
mitees; für verschiedene Bereiche sind Exekutivkommissare beru-
fen. So übt zum Beispiel N. alias F. das Amt des Kommissars für
Informationswesen aus.

[7] Die militärische Unterorganisation der FDLR, die »Forces
Combattantes Abacunguzi« (im Folgenden: FOCA), ist maßgeb-
lich in die gewaltsamen Auseinandersetzungen in den Provinzen
Nord- und Süd-Kivu verwickelt. Die FOCA ist wie eine Armee
aufgebaut; sie verfügt über eine hierarchische Struktur mit einem
Oberkommando sowie über ein Netzwerk zur Rekrutierung von
Kämpfern. Sie gliedert sich in mehrere militärische Einheiten und
hält Ausbildungseinheiten vor. Ihr Oberkommando ist wie der Ge-
neralstab einer Armee strukturiert. Die Entscheidungen der Füh-
rung der FOCA stehen unter dem Vorbehalt der Billigung durch
die FDLR-Gesamtorganisation. [...]

[9] Die Angeschuldigten schlossen sich nach der Inhaftierung von
Dr. Mu. und M. mit dem U. zusammen, um einen Teil der Tätig-
keiten für die FDLR zu übernehmen, die zuvor von diesen ausge-
übt worden waren. In Ausführung dieses Entschlusses wirkten sie
bei der Erstellung und Veröffentlichung von Presseerklärungen der
FDLR im Internet mit. Bei der hierfür notwendigen Kommunika-
tion untereinander verhielten sie sich zumeist in hohem Maße kon-
spirativ. Die Angeschuldigten gingen regelmäßig wie folgt vor:
Nach Kenntnisnahme von einem Beitrag im Internet, der die
FDLR betraf, wandte sich T. per E-Mail an den N. oder den
Exekutivkommissar der FDLR. N. entwarf sodann ein Kommuni-
qué und sandte dieses zur Korrektur bzw. Ergänzung an T. Dieser
leitete den Entwurf an B. und U. weiter. In der Folgezeit wurden
inhaltliche und/oder sprachliche Änderungen vorgenommen. An-
schließend versah B. das Dokument mit der eingescannten Unter-
schrift F., dem Aliasnamen von N., und wandelte es in eine PDF-
Datei um. Sodann versandte T. das Dokument als E-Mail und
veröffentlichte es in mehreren Internetforen.
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[10] Im Einzelnen wirkten die Angeschuldigten und U. an der
Erstellung und Verbreitung folgender Erklärungen mit: FDLR-
Kommuniqués Nr. 1 aus Mai 2011, Nr. 1 aus Juni 2011, Nr. 1
aus August 2011 und Nr. 1 aus Oktober 2011. T. und U. waren
darüber hinaus an der Veröffentlichung des Kommuniqués Nr. 1
aus Dezember 2011 in einem Internetforum beteiligt. T. veröffent-
lichte zudem zwischen September 2009 und März 2012 zwölf wei-
tere FDLR-Kommuniqués. [...]

[13] 3. Danach besteht der dringende Verdacht, dass die
Angeschuldigten sich nach den §§ 129a, 129b StGB strafbar
gemacht haben, wobei offen bleiben kann, ob Ihr Verhalten
als mitgliedschaftliche Beteiligung an einer terroristischen
Vereinigung im Ausland (§ 129a Abs. 1, § 129b Abs. 1
StGB) oder als jeweiliges mehrfaches Unterstützen einer sol-
chen Organisation (§ 129a Abs. 1, Abs. 5 S. 1, § 129b
Abs. 1 StGB) zu werten ist.

[14] a) Die FDLR stellt aufgrund ihrer Organisationsstruk-
tur, der Anzahl und willensmäßigen Einbindung ihrer Mit-
glieder sowie der Dauerhaftigkeit der Verbindung eine Ver-
einigung im Ausland i.S.d. §§ 129, 129a, 129b StGB dar
(vgl. hierzu im Einzelnen schon BGH, Beschl. v.
17.06.2010 – AK 3 und 4/10, BGHSt 55, 157).

[15] b) Die Zwecke oder Tätigkeit der FDLR sind darauf
gerichtet, Straftaten nach § 129a Abs. 1 Nr. 1 StGB, na-
mentlich Tötungsdelikte und Straftaten nach den §§ 7, 8
VStGB, zu begehen. Hierfür genügt es, wenn sich die Mit-
glieder der Vereinigung bewusst sind, dass es bei der Verfol-
gung ihrer Pläne zur Begehung von Katalogtaten kommen
kann und sie dies auch wollen; die Vereinigung muss nicht
ausschließlich das Ziel der Begehung solcher Taten verfol-
gen.

[16] c) Die Angeschuldigten haben sich an dieser Vereini-
gung durch ihre in der Bundesrepublik Deutschland entfal-
teten Tätigkeiten entweder als Mitglied beteiligt oder sie
haben jeweils mehrfach diese Vereinigung unterstützt.

[17] aa) Nach st. Rspr. bedarf die Frage, ob eine Person,
die in der Bundesrepublik Deutschland lebt, sich als Mit-
glied an einer terroristischen Vereinigung im Ausland betei-
ligt, regelmäßig bereits deshalb besonderer Prüfung, weil sie
sich nicht im unmittelbaren Betätigungsgebiet der
(Kern-)Organisation aufhält; dies gilt insbes. dann, wenn sie
sich nie an einem Ort befunden hat, an dem Vereinigungs-
strukturen bestehen, und sie nur der Kontakt zu einem in
Deutschland befindlichen Mitglied mit der Organisation
verbindet. Allein die Tätigkeit für die Vereinigung, mag sie
auch besonders intensiv sein, reicht hierfür nicht aus; denn
ein Außenstehender wird nicht allein durch die Förderung
der Vereinigung zu deren Mitglied. Vielmehr setzt die Mit-
gliedschaft ihrer Natur nach eine Beziehung voraus, die der
Vereinigung regelmäßig nicht aufgedrängt werden kann,
sondern ihre Zustimmung erfordert. Eine Beteiligung als
Mitglied scheidet deshalb aus, wenn die Unterstützungs-
handlungen nicht von einem einvernehmlichen Willen zu
einer fortdauernden Teilnahme am Verbandsleben getragen
sind (vgl. etwa BGH, Urt. v. 14.08.2009 – 3 StR 552/08,
BGHSt 54, 69, 112 f. [= StV 2009, 675]; Beschl. v.
13.09.2011 – StB 12/11, NStZ-RR 2011, 372). Der Senat
lässt offen, ob eine diesen Maßstäben genügende Einbin-
dung der Angeschuldigten in die FDLR bei Berücksichti-
gung aller maßgebenden Umstände bereits allein dadurch
belegt werden kann, dass die Angeschuldigten zu den füh-
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renden Vertretern der FDLR in Europa vor deren Verhaf-
tung in langjähriger Verbindung standen und ihre Hand-
lungen mit hochrangigen Funktionsträgern der FDLR eng
abstimmten, die sich im Gebiet der Kivu-Provinzen in der
DRC befanden.

[18] bb) Sollten sich die Angeschuldigten nicht mitglied-
schaftlich an der FDLR beteiligt haben, so hätten sie jeden-
falls durch ihre Tätigkeiten die FDLR unterstützt. Dies gilt
unabhängig davon, ob die Inhalte der Kommuniqués, an
deren Veröffentlichung die Angeschuldigten mitwirkten, als
werbende Äußerungen für die FDLR anzusehen sind.
Hierzu gilt:

[19] (1) Nach st. Rspr. des Senats ist unter einem Unterstüt-
zen i.S.v. § 129a Abs. 5 S. 1, § 129b Abs. 1 S. 1 StGB
grundsätzlich jedes Tätigwerden zu verstehen, durch das ein
Nichtmitglied der Vereinigung deren innere Organisation
und ihren Zusammenhalt unmittelbar fördert, die Realisie-
rung der von ihr geplanten Straftaten – wenn auch nicht
unbedingt maßgebend – erleichtert oder sich sonst auf deren
Aktionsmöglichkeiten und Zwecksetzung in irgendeiner
Weise positiv auswirkt und damit die ihr eigene Gefährlich-
keit festigt (s. etwa BGH, Urt. v. 14.08.2009 – 3 StR 552/
08, BGHSt 54, 69, 117 [= StV 2009, 675]). Dies kann zum
einen dadurch geschehen, dass ein Außenstehender mit-
gliedschaftliche Betätigungsakte eines Angehörigen der Ver-
einigung fördert; in diesem Sinne handelt es sich beim Un-
terstützen um eine zur Täterschaft verselbständigte Beihilfe
zur Mitgliedschaft (vgl. etwa BGH, Urt. v. 30.10.1964 – 3
StR 45/64, BGHSt 20, 89; v. 03.10.1979 – 3 StR 264/79,
BGHSt 29, 99, 101). Zum anderen greift der Begriff des
Unterstützens einer Vereinigung über ein im strengeren
Sinne des § 27 Abs. 1 StGB auf die Förderung der Tätigkeit
eines Vereinigungsmitglieds beschränktes Verständnis hi-
naus; denn er bezieht sich auch und – wie schon der Wort-
laut des Gesetzes zeigt – sogar in erster Linie auf die Vereini-
gung als solche, ohne dass im konkreten Fall die Aktivität
des Nichtmitglieds zu einer einzelnen organisationsbezoge-
nen Tätigkeit eines Organisationsmitglieds hilfreich beitra-
gen muss (vgl. BGH, Beschl. v. 16.05.2007 – AK 6/07,
BGHSt 51, 345, 350 f.; Urt. v. 14.08.2009 – 3 StR 552/
08, BGHSt 54, 69, 117 f. [= StV 2009, 675]). Auch muss
das Wirken des Nichtmitgliedes nicht zu einem von diesem
erstrebten Erfolg führen, es genügt, wenn sein Tun für die
Organisation objektiv nützlich ist, ohne dass ein messbarer
Nutzen für diese eintritt (BGH, Urt. v. 14.08.2009 – 3
StR 552/08, BGHSt 54, 69, 116 [= StV 2009, 675]; v.
25.07.1984 – 3 StR 62/84, BGHSt 33, 16, 17 [= StV 1984,
420]; v. 25.01.1984 – 3 StR 526/83, BGHSt 32, 243, 244
[= StV 1984, 202]).

[20] Diese im Ausgangspunkt weite Begriffsbestimmung des
Unterstützens darf indes nicht dahin missverstanden wer-
den, dass jedes Handeln eines Nichtmitgliedes i.S.d. Verei-
nigung als tatbestandsmäßig einzustufen wäre, ohne dass es
auf die konkreten Wirkungen seines Tuns ankäme. Die vo-
rausgesetzte Nützlichkeit für die Vereinigung muss anhand
belegter Fakten nachgewiesen sein und darf sich nicht nur
auf vermeintliche Erfahrungswerte oder allg. Vermutungen
stützen. Außerdem darf nicht aus dem Blick verloren wer-
den, dass der Gesetzgeber mit dem 34. Strafrechtsände-
rungsgesetz (v. 22.08.2002, BGBI. I S. 3390) und dem Ge-
setz zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses des Rates v.
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13.06.2002 zur Terrorismusbekämpfung und zur Änderung
anderer Gesetze (v. 22.12.2003, BGBI. I S. 2836) die Straf-
barkeit des propagandistischen Wirkens eines Nichtmit-
glieds i.S.d. Vereinigung auf die Fälle des Werbens um Mit-
glieder oder Unterstützer für die Organisation beschränkt
und das lediglich befürwortende Eintreten für eine terroris-
tische Vereinigung, die Rechtfertigung ihrer Ziele oder der
aus ihr heraus begangenen Straftaten straffrei gestellt hat.
Diese gesetzgeberische Grundentscheidung ist zu beachten.
Es ist nicht zulässig, sie dadurch zu umgehen, das propagan-
distische Handeln eines Nichtmitgliedes, das sich nicht als
Werben um Mitglieder oder Unterstützer für die Vereini-
gung darstellt, allein wegen der psychologischen Folgen, die
es – insbes. etwa im Falle der Rechtfertigung oder Verherrli-
chung von Gewalttaten der Organisation – auf die ange-
sprochenen Adressatenkreise haben kann, als Unterstützen
der Vereinigung einzustufen (BGH, Beschl. v. 19.07.2012 –
3 StR 218/12, juris Rn. 5 [= StV 2013, 303]; v.
16.05.2007 – AK 6/07, BGHSt 51, 345, 349 f.).

[21] (2) Hieran hält der Senat fest. Soweit sein Hinweis, die
in der Werbung um Mitglieder, Unterstützer oder Sympa-
thie für eine terroristische Vereinigung etwa liegende Bei-
hilfe zu täterschaftlichen terroristischen Handlungen i.S.d.
§ 129a Abs. 1-3 StGB sei ebenfalls durch § 129a Abs. 5
S. 2 StGB privilegiert (vgl. BGH, Beschl. v. 16.05.2007 –
AK 6/07, BGHSt 51, 345, 351), dahin verstanden werden
kann, auch in den Fällen, in denen ein Außenstehender ein
Mitglied der Organisation bei dessen Propagandahandlun-
gen unterstützt, komme für das Nichtmitglied allenfalls eine
Strafbarkeit wegen Werbens um Mitglieder oder Unterstüt-
zer für eine Vereinigung in Betracht, gilt klarstellend:

[22] Ein Unterstützen ist auch anzunehmen bei Tätigkeiten,
die inhaltlich als Werbung für die Vereinigung einzuordnen
sind, wenn im konkreten Einzelfall das Handeln des Nicht-
mitgliedes über die propagandistische Wirkung seines Tuns
hinaus einen objektiv nützlichen Effekt für die mitglied-
schaftliche Betätigung eines Angehörigen der Organisation
bewirkt (vgl. schon BGH, Beschl. v. 20.09.2012 – 3 StR
314/12, BGHR StGB § 129a Abs. 5 Unterstützen 4
m.w.N.; insoweit noch offen BGH, Beschl. v. 16.05.2007 –
AK 6/07, BGHSt 51, 345, 351). Dies bedeutet, dass ein
Außenstehender eine Vereinigung auch mit Tätigkeiten un-
terstützt, die sich der Sache nach als Förderung des Werbens
für die Vereinigung durch ein Organisationsmitglied dar-
stellen, unabhängig davon, ob dieses um (weitere) Mitglie-
der oder Unterstützer der Gruppierung wirbt oder sein Ver-
halten als sonstige propagandistische Tätigkeit im Sinne
einer reinen Sympathiewerbung anzusehen ist. Demgegen-
über unterfällt die um Sympathie oder um Mitglieder oder
Unterstützer werbende Tätigkeit eines Nichtmitglieds dann
nicht dem Tatbestandsmerkmal des Unterstützens i.S.d.
§ 129a Abs. 5 S. 1 StGB, wenn sie sich allg. für die Organi-
sation oder ihre Ziele einsetzt, ohne dabei die propagandisti-
sche Tätigkeit eines Vereinigungsmitglieds individuell zu
fördern. Dies ergibt sich aus Folgendem:

[23] (2.1) Die bisher vom Senat in diesem Zusammenhang
zu beurteilenden Fallgestaltungen waren jeweils dadurch
maßgebend geprägt, dass der Täter selbst propagandistisch
für die Vereinigung tätig wurde, nicht aber einem Mitglied
der Vereinigung bei dessen werbender Tätigkeit Hilfe leis-
tete. Wirbt ein Mitglied einer terroristischen Vereinigung
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um Sympathie oder um Mitglieder oder Unterstützer für
die Organisation, ist dies materiellrechtlich nach allg. Auf-
fassung als eine von § 129a Abs. 1 StGB erfasste Beteili-
gungshandlung des Mitglieds an der Vereinigung einzuord-
nen, nicht aber als straflose oder in den Bereich des § 129a
Abs. 5 S. 2 StGB fallende Tätigkeit zu qualifizieren (BGH,
Urt. v. 24.03.1982 – 3 StR 28/82, BGHSt 31, 16, 17; LK/
Krauß, StGB, 12. Aufl., § 129 Rn. 120). Hieran hat sich
durch die Neufassung des § 129a StGB durch das 34. Straf-
rechtsänderungsgesetz v. 22.08.2002 (BGBl. I S. 3390) so-
wie das Gesetz zur Umsetzung des Rahmenbeschlusses des
Rates v. 13.06.2002 zur Terrorismusbekämpfung und zur
Änderung anderer Gesetze v. 22.12.2003 (BGBI. I S. 2836)
nichts geändert. Durch diese Neufassungen ist – soweit hier
von Bedeutung – lediglich die Tatbestandsalternative des
Werbens auf das Werben um Mitglieder oder Unterstützer
beschränkt, nicht aber die Tathandlung der mitgliedschaftli-
chen Beteiligung modifiziert worden. Soweit der außerhalb
der Vereinigung stehende Täter einem Mitglied der Organi-
sation bei dessen Werbung für die Gruppierung Hilfe leis-
tet, ist Anknüpfungspunkt des strafrechtlichen Vorwurfs
nicht in erster Linie der Inhalt der werbenden Äußerung,
sondern die Hilfeleistung zu der propagandistischen mit-
gliedschaftlichen Betätigung des Angehörigen der Organisa-
tion, die sich ohne die Sonderregelung des § 129a Abs. 5
StGB ohne Weiteres als Beihilfe (§ 27 StGB) zu dem Betei-
ligungsakt des Vereinigungsmitglieds darstellen würde. Es
ist nicht erkennbar, dass der Gesetzgeber durch das Heraus-
nehmen der Sympathiewerbung aus dem Kreis strafbarer
Werbungs- und Unterstützungshandlungen auch dieses
nach allg. Grundsätzen zu ahndende Verhalten von der
Strafbarkeit ausnehmen oder nicht als täterschaftliche Un-
terstützungshandlung sondern lediglich als Beihilfe zur mit-
gliedschaftlichen Beteiligung pönalisieren wollte (vgl. BT-
Drucks. 14/8893 S. 8).

[24] (2.2) Fördert der Außenstehende konkret die mitglied-
schaftliche Beteiligung eines Mitglieds an der Vereinigung,
so bedarf es für die Tathandlung Unterstützen in der Regel
nicht der Feststellung eines noch weitergehenden positiven
Effekts der Handlungen des Nichtmitglieds für die Vereini-
gung. Da als Folge des Unterstützens ein irgendwie gearteter
Vorteil für die Vereinigung ausreicht, liegt es nahe, dass bei
einer Tätigkeit, die sich in der Sache als Beihilfe zur Beteili-
gung eines Mitglieds an der Vereinigung darstellt, regelmä-
ßig bereits hierin ein ausreichender Nutzen für die Vereini-
gung zu sehen ist. Dies gilt jedenfalls dann, wenn der Täter
ein Mitglied der Vereinigung bei der Erfüllung einer Auf-
gabe unterstützt, die diesem von der Vereinigung aufgetra-
gen worden ist. Denn die Mitwirkung an der Erfüllung ei-
nes Auftrags, den die Vereinigung selbst einem Mitglied
erteilt hat, erweist sich nicht nur allein für das betroffene
Mitglied als im hier relevanten Sinne vorteilhaft; der ausrei-
chende, nicht notwendigerweise spezifizierte Nutzen wirkt
sich in einem solchen Fall vielmehr auch auf die Organisa-
tion als solche in vergleichbarer Weise aus wie in den Fällen,
in denen die Mitglieder in ihrem Entschluss gestärkt wer-
den, die Straftaten zu begehen, die den Zwecken der terro-
ristischen Vereinigung dienen oder ihrer Tätigkeit entspre-
chen (BGH, Urt. v. 14.08.2009 – 3 StR 552/08, BGHSt
54, 69, 117 f.).

[25] (3) Nach diesen Maßstäben würde das Ermittlungser-
gebnis ein mehrfaches Unterstützen der FDLR durch beide
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Angeschuldigten belegen. Ihre Tätigkeiten erschöpften sich
unabhängig vom jeweiligen Text der Kommuniqués nicht
lediglich darin, werbend für die FDLR einzutreten. Viel-
mehr förderten sie jeweils die mitgliedschaftliche Beteili-
gung eines hochrangigen Mitglieds der FDLR, indem sie
jedenfalls deren Kommissar für Informationswesen N. bei
der Erfüllung der ihm von der FDLR übertragenen, für die
Organisation erkennbar besonders wichtigen Aufgaben
Hilfe leisteten. [...]

Funktionaler und zeitlicher Zusammen-

hang zwischen Entführung und Nötigung

bei Geiselnahme

StGB § 239b Abs. 1

Tathandlungen, die eine herbeigeführte Bemächtigungs-

lage lediglich stabilisieren (hier: Todesdrohung, damit

das Opfer sich fesseln lässt), ohne einen darüber hinaus-

gehenden Nötigungserfolg zu erzielen, erfüllen noch

nicht den Tatbestand der Geiselnahme. Soll das Opfer

davon abgehalten werden, nach Ende der Bemächti-

gungslage die Polizei zu alarmieren, fehlt es zudem an

dem erforderlichen zeitlichen und funktionalen Zusam-

menhang zwischen Bemächtigungssituation und er-

strebtem Nötigungserfolg.

BGH, Beschl. v. 06.08.2013 – 3 StR 175/13 (LG Hannover)

Aus den Gründen: [1] Das LG hat den Angekl. wegen besonders
schweren Raubes in Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung
und mit Geiselnahme zur Freiheitsstrafe von 7 J. und 6 M. verur-
teilt sowie eine Adhäsionsentscheidung getroffen. Dagegen wendet
sich der Bf. mit seiner auf die allg. erhobene Rüge der Verletzung
materiellen Rechts gestützten Revision. Das Rechtsmittel hat Er-
folg.

[2] 1. Nach den Feststellungen der StrK überfiel der Angekl. die
Nachbarin seiner Lebensgefährtin, die Nebenklägerin, in ihrer
Wohnung, bedrohte sie mit einem 30 cm langen Küchenmesser
und verlangte von ihr die Herausgabe von Geld und ihrer EC-
Karte. Dabei kündigte er mehrfach an, er werde sie töten, wenn
sie seinen Forderungen nicht nachkomme. Nach Aushändigung
ihrer EC-Karte durchsuchte der Angekl. ihre Handtasche und fand
darin ein Kuvert mit ihren Ersparnissen, 2.700 A in bar, die er
zählte und einsteckte. Im Anschluss daran zerbrach er die SIM-
Karte aus dem ihm zuvor übergebenen Mobiltelefon der Nebenklä-
gerin und zerschnitt mit dem mitgeführten Küchenmesser die Te-
lefonkabel im Wohnzimmer. Er forderte die Nebenklägerin auf,
sich im Schlafzimmer auf ihr Bett zu legen, wo er sie mit einem
abgeschnittenen Telefonkabel fesselte und mit einem Sweatshirt
knebelte. Dabei wiederholte er immer wieder, dass sie keinen
»Mucks machen« solle, andernfalls werde er sie töten. Schließlich
verlangte er, sie solle sich 30 Minuten lang nicht bewegen oder
bemerkbar machen und verließ die Wohnung.

[3] 2. Auf der Grundlage dieser Feststellungen hält die Verurtei-
lung wegen Geiselnahme sachlich-rechtlicher Prüfung nicht stand.
Das LG hat die Voraussetzungen dieses Tatbestands als erfüllt an-
gesehen, weil der Angekl. durch die Fesselung die bestehende Be-
mächtigungslage weiter stabilisiert habe. Er habe dabei in der Ab-
sicht gehandelt, die Sorge der Nebenklägerin »um ihr Wohl
auszunutzen, um sie daran zu hindern, die Polizei zu alarmieren
und dadurch seine Verfolgung aufzunehmen«. Dies ist rechtsfeh-
lerhaft.

[4] Nach § 239b Abs. 1 StGB macht sich – soweit hier
in Betracht kommend – strafbar, wer sich eines Menschen
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bemächtigt, um diesen durch eine qualifizierte Drohung zu
einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nötigen,
oder, wer eine bestehende Bemächtigungslage zu einer der-
artigen Nötigung ausnutzt. Der Täter muss entweder bereits
im Zeitpunkt der Begründung der Herrschaft über das Op-
fer die Absicht haben, die Bemächtigungslage zu der Nöti-
gung auszunutzen, oder er muss die durch ihn aus anderen
Gründen herbeigeführte Bemächtigungslage tatsächlich zu
der Nötigung ausnutzen, das heißt, zumindest im Sinne ei-
nes Versuchs unmittelbar zu ihr ansetzen. In beiden Fällen
ist es zudem erforderlich, dass er einen Nötigungserfolg er-
strebt, der über den zur Bemächtigung erforderlichen
Zwang hinausgeht (MüKoStGB/Renzikowski, 2. Aufl.,
§ 239b Rn. 17 m.w.N.). Zudem muss zwischen der Be-
mächtigungslage und der geplanten bzw. zumindest begon-
nenen Nötigung ein funktionaler und zeitlicher Zusammen-
hang in der Form bestehen, dass die abgenötigte Handlung,
Duldung oder Unterlassung von dem Opfer vorgenommen
werden soll, solange es sich in der Gewalt des Täters befin-
det (BGH, Beschl. v. 02.10.1996 – 3 StR 378/96, BGHR
StGB § 239b Entführen 4 [= StV 1997, 303] m.w.N.).

[5] Diese Voraussetzungen sind hier nicht gegeben: In der
Drohung, die Nebenklägerin zu töten, lag zwar eine qualifi-
zierte Drohung i.S.v. § 239b Abs. 1 StGB. Indes lässt sich
den Urteilsgründen schon nicht eindeutig entnehmen, auf-
grund welcher Umstände und ab welchem Zeitpunkt die
StrK das Vorliegen einer (stabilisierten) Bemächtigungslage
angenommen hat, die in ihrer Zwangswirkung auf die Ne-
benklägerin über das hinausging, was zur Umsetzung der
räuberischen Absichten des Angekl. erforderlich war. Zwar
könnte spätestens mit der Fesselung der Nebenklägerin eine
derartige Stabilisierung der Bemächtigungslage eingetreten
sein. Indes wird auch vor diesem Hintergrund weder er-
sichtlich, dass der Angekl. bereits bei deren Herbeiführung
der Nebenklägerin durch qualifizierte Drohung eine Hand-
lung, Duldung oder Unterlassung noch während deren
Dauer abzunötigen beabsichtigte, die über die Duldung der
Bemächtigung hinausging, noch belegen die Feststellungen,
dass der Angekl. nach Begründung der möglichen Bemäch-
tigungslage während deren Dauer zu einer qualifizierten
Nötigung im dargestellten Sinne angesetzt hätte. Wie das
LG insoweit zutreffend dargelegt hat, führten die Tathand-
lungen des Angekl., mit denen er die Nebenklägerin unter
Todesdrohungen zwang, sich auf ihrem Bett fesseln und
knebeln zu lassen, allenfalls zu einer (»weiteren«) Stabilisie-
rung der Bemächtigungslage. Als selbständiger, darüber hi-
nausgehender Nötigungserfolg – auch im Sinne einer eigen-
ständig bedeutsamen Vorstufe des erstrebten Enderfolgs
(vgl. BGH, Urt. v. 14.01.1997 – 1 StR 507/96, BGHR
StGB § 239b Nötigungserfolg 1 [= StV 1997, 304] und v.
18.12.2007 – 1 StR 86/05, NStZ 2008, 279, 280) – schei-
det dieses Erdulden daher aus. Soweit das LG demgegenüber
darauf abgestellt hat, der Angekl. habe die Sorge der Neben-
klägerin um ihr Wohl dazu ausnutzen wollen, diese von der
Alarmierung der Polizei abzuhalten, verkennt es, dass die
Nebenklägerin damit zu einem Unterlassen erst nach Been-
digung der Bemächtigungslage genötigt werden sollte und
es diesbezüglich daher an dem erforderlichen zeitlichen und
funktionalen Zusammenhang zwischen Bemächtigungssi-
tuation und erstrebtem Nötigungserfolg fehlt. Denn indem
der Angekl. die Wohnung der Nebenklägerin verließ, hob


